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VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

DFAE Département fédéral des affaires étrangères
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

«Exzesse beim Umgang mit staatlichen Spesen» und «Spesenskandale» lösten Unmut in
der Bevölkerung aus, begründete Thomas Burgherr (svp, AG) seine Motion, mit der er
den Spesenaufwand beim Bund reduzieren will. Dieser Unmut habe auch damit zu tun,
dass die grosszügigen Arbeitsbedingungen und Löhne von Mitgliedern der
Bundesverwaltung der Öffentlichkeit bekannt seien. Spesenentschädigungen brauche
es zwar, aber ein Vergleich mit der Privatwirtschaft zeige ein Missverhältnis: Während
dort pro Vollzeitstelle CHF 700 bis 800 an Spesen pro Jahr ausbezahlt würden, läge
dieser Betrag im WBF bei CHF 4'000 pro Person und Jahr, beim EDA gar bei über CHF
5'500 und im Staatssekretariat für internationale Finanzfragen bei mehr als CHF 11'000.
Mit einer Kürzung von 50 Prozent der über CHF 120 Mio., die alleine im Jahr 2018 in
allen Departementen für Spesen ausgegeben worden seien (Spesen der Gerichte und
der Bundeskanzlei nicht einberechnet), könne nicht nur Exzessen und Skandalen
vorgebeugt, sondern könnten auch Bescheidenheit und Effizienz unterstrichen werden,
so der Aargauer Volksvertreter in der Debatte im Nationalrat in der Wintersession
2020. Gerade in Anbetracht der wirtschaftlichen Folgen der Pandemie müsse der Staat
mit gutem Beispiel vorangehen. Finanzminister Ueli Maurer warb für die Ablehnung der
Motion. Er erinnerte daran, dass der Vorstoss auf ein Ereignis im VBS zurückgehe, das
es in die Medien geschafft habe. Das VBS habe inzwischen Massnahmen vorgenommen
und es sei nicht angezeigt, aufgrund eines Einzelfalles alle Spesenausgaben zu
halbieren. Der Grossteil dieser Spesen betreffe Flugreisen und Hotelübernachtungen
im Rahmen von internationalen Konferenzen, an denen die Interessen der Schweiz
vertreten sein müssten. Die Spesenentschädigung sei ordentlich, aber nicht grosszügig.
Er sei ja bei internationalen Konferenzen oft dabei, so Maurer: «Wir bezahlen unser
Getränk und unser Essen in der Regel aus der eigenen Tasche.» Er könne sich zudem
die Bemerkung nicht verkneifen, dass Bundesangestellte oft neidisch auf die
Spesenentschädigung der Parlamentsmitglieder schauen würden: «Sie könnten auch
bei Ihnen noch einmal über die Bücher gehen, falls Sie den Vorstoss doch annehmen»,
so der Aufruf Maurers an die Nationalrätinnen und Nationalräte. Diese lehnten den
Vorstoss jedoch mit 134 zu 52 Stimmen (ohne Enthaltungen) ab. Lediglich die Fraktion
des Motionärs stimmte geschlossen für das Vorhaben. 1

MOTION
DATUM: 17.12.2020
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Personal

Aufgrund der Folgen verschiedener Krisen – etwa die Covid-19-Pandemie, der Ukraine-
Krieg, die Energieknappheit oder die explodierenden Gesundheitskosten – müssten nun
alle «den Gürtel enger schnallen», forderte Thomas Burgherr (svp, AG) im August 2022
mit einer Motion. Konkret müsse die Bundesverwaltung Einsparungen hinsichtlich
Personalausgaben sowie für externe Dienstleistungen vornehmen. Es sei dem
Bundesrat freigestellt, ob dies durch Reduktion der Personalzahlen oder durch
Lohnkürzungen erreicht wird, so Burgherr in der Begründung seines Vorstosses. Es
müsse aber ein Zeichen dafür gesetzt werden, dass nicht nur Bürgerinnen und Bürger,
sondern auch der Staat spare.
In seiner Antwort betonte der Bundesrat, dass er trotz gestiegener Anforderungen an
die Bundesverwaltung seit jeher sparsam mit den Mitteln umgehe und eine
zurückhaltende Personalpolitik betreibe. Um «dem Gebot der Sparsamkeit»
nachzukommen, würden Aufgaben laufend überprüft. Der Bundesrat beantragte die
Ablehnung der Motion und Thomas Burgherr zog sie Anfang Mai 2023 zurück. 2

MOTION
DATUM: 02.05.2023
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2020, S. 2669 ff.
2) AB NR, 2023, S. 746; Mo. 22.3717
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